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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 25. Mai 2025 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Postfach, 8887 Mels 

betreffend 

GEMEINDE WANGEN-BRÜTTISELLEN; MILITÄRFLUGPLATZ DÜBENDORF, 
TEILSANIERUNG FLUGBETRIEBSFLÄCHEN 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Ost von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbehörde 
am 25. Mai 2025 das Projekt für die Teilsanierung der Flugbetriebsflächen auf dem Mili­ 
tärflugplatz Dübendorf zur Beurteilung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein 
vereinfachtes militärisches Plangenehmigungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch. 

3. Die Gemeinde Wangen-Brüttisellen reichte ihre Stellungnahme am 1. Juli 2025 ein. 
4. Die Stellungnahme der Stadt Dübendorf ging am 4. Juli 2025 ein. Sie hatte keine Einwände 

oder Bemerkungen zum Projekt. 
5. Der Kanton Zürich übermittelte seine Stellungnahme mit Schreiben vom 14. August 2025. 
6. Das BAZL liess sich am 27. Juni 2025 vernehmen und hatte keine Bemerkungen zum Pro­ 

jekt. 
7. Am 20. August 2025 reichte die Military Aviation Authority (MAA) ihre Stellungnahme 

zu den Akten. 
8. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) vom 29. September 2025 ging 

am 30. September 2025 bei der Genehmigungsbehörde ein. 
9. Die Gesuchstellerin nahm am 5. Dezember 2025 zu den eingegangenen Anträgen und Be­ 

merkungen Stellung und reichte gleichzeitig ein Baulärmkonzept nach. 



10. Aufgrund von Differenzen betreffend Altlasten und die Verwertung von Recyclingmaterial 
als Fundationsschicht eröffnete die Genehmigungsbehörde am 12. Februar 2026 den zwei­ 
ten Schriftenwechsel. Die Replik des BAFU wurde am 25. Februar 2026 zu den Akten 
gereicht. Jene des Kantons Zürich ging am 3. März 2026 bei der Genehmigungsbehörde 
ein. Beide hielten an ihren Anträgen bezüglich der Verwertung des Recyclingmaterials fest. 

11. Am 5. Mai 2026 schlug die Gesuchstellerin deshalb vor, ihr Vorgehen bezüglich der Ver­ 
wertung von Recyclingmaterial anzupassen und dieses in gebundener Form einzusetzen. 

12. Das BAFU zeigte sich mit Schreiben vom 13. Mai 2026 mit dem angepassten Vorgehen 
einverstanden. Das Einverständnis des Kantons erfolgte mit Schreiben vom 18. Mai 2026. 

13. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 
Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plangenehmigungs­ 
verordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung 
des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. a, Art. 2 
MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 

Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV hat die Genehmigungsbehörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben untersteht dem vereinfachten militärischen Plangenehmigungsverfahren, da 

es das äussere Erscheinungsbild nicht wesentlich verändert, sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt und keine Drittinteressen tangiert (Art. 128 Abs. 1 Bst. b Militärge­ 
setz, MG; SR 510.10). 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 
Auf der nord-westlichen Hälfte der Swissairpiste und des Rollwegs B wird der bestehende Be­ 
tonbelag durch einen Asphaltbelag ersetzt. Die GEP-Massnahmen (Sickermulden) werden er­ 
stellt. Auf der Swissairpiste wird eine Enteisungsfläche mit konformer Entwässerung und eine 
Erweiterung der Elektroanlagen erstellt. 

2. Stellungnahme der Gemeinde Wangen-Brüttisellen 

Die Gemeinde Wangen-Brüttisellen stimmte dem Vorhaben mit Schreiben vom 1. Juli 2025 zu 
und beantragte: 
(1) Es sei der Gemeinde wichtig, dass die Teilsanierung des Bodenbelags keinen negativen 

Einfluss auf künftige Folgenutzungen des Flugplatzes (Innovationspark) habe. 2/17 



Zudem wies sie darauf hin: 
(2) Die Richtlinie für die Verwertung mineralischer Bauabfälle des BAFU sei durch die 

VVEA-Vollzugshilfe, Teil Verwendung mineralische Rückbaumaterialien, abgelöst wor­ 
den. Dies habe zur Folge, dass - mit Ausnahme des RC-Kiesgemischs P - der Einsatz von 
RC-Baustoffen nur noch unter einer Deckschicht erlaubt sei. 

3. Stellungnahme des Kantons Zürich 
Der Kanton Zürich formulierte in seiner Stellungnahme vom 14. August 2025 folgende An­ 
träge: 
Boden 

(3) Bei temporärer Beanspruchung, Grabenbau, und dergleichen seien Böden mit gleicher Bo- 
denfruchtbarkeit wie vor der baulichen Beanspruchung wiederherzustellen. 

(4) Bei bodenrelevanten Arbeiten seien die Vorgaben des Merkblatts «Umgang mit dem Bo­ 
den bei Bauvorhaben» einzuhalten (Merkblatt: www.zh.ch/bodenschutz). 

(5) Vor Baubeginn sei der gesetzeskonforme Umgang mit abgetragenem Boden sicherzustel­ 
len und unmittelbar nach Bauausführung zuhanden der Fachstelle Bodenschutz (boden­ 
schutz@bd.zh.ch) zu dokumentieren. Hierfür sei eine bodenkundliche Fachperson beizu­ 
ziehen (z.B. Fachperson für Bodenverschiebungen, s. www.zh.ch/bodenverschiebung). 

(6) Vor Baubeginn sei der Fachstelle Bodenschutz des Kantons Zürich die bodenkundliche 
Fachperson mitzuteilen. 

Altlasten 

(7) Die Gesuchstellerin habe in Eigenverantwortung für die fachgerechte Entsorgung der ver- 
schmutzten Bauabfälle zu sorgen. Werde wider Erwarten eine grössere Menge verschmutz­ 
tes Material angetroffen, sei dies dem A WEL, Sektion Altlasten, umgehend zu melden. 

(8) Bei der Entsorgung belasteter Bauabfälle von mit Abfällen belasteten Standorten seien die 
Vorgaben der Richtlinie «Behandlungsregel für verschmutzte Bauabfälle und Aushub- und 
Ausbruchmaterial im Hinblick auf die Verwertung, A WEL, Juli 2020» einzuhalten. 

Entwässerung 

(9) Die beiden Entwässerungsprojekte des zivilen und militärischen Flughafenteils seien auf- 
einander abzustimmen. Es seien Synergien zu nutzen und es solle nur ein Enteisungsplatz 
errichtet werden. 

(1 O) Auf den Einbau von Sickerleitungen sei grundsätzlich zu verzichten. Sollten sie dennoch 
unumgänglich sein, sei das gefasste Regenabwasser nach Möglichkeit bis mindestens zu 
einem einjährigen Regenereignis auf der gleichen Parzelle wieder zu versickern. 

(1 l)Die Versickerungsmulden müssten einen Schichtaufbau aufweisen (mind. 30 cm Oberbo­ 
den). Damit die Schadstoffe nicht gelöst und in tiefere Schichten gelangen könnten, müsse 
der belebte Boden einen pH-Wert von> 6.5 aufweisen. Sie seien mit einheimischen Pflan­ 
zen zu begrünen. 

Grundwasser 
(12)Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für das Bauen im Grundwasser und Grundwasser- 

absenkungen vom Dezember 2004 seien verbindlich. 
(13)Die vorgesehene Verwendung von Recyclingmaterial für Aufschüttungen und als Funda­ 

tionsschicht sei nicht zulässig. Anstelle von Recyclingmaterial sei unverschmutzter 
Kiessand zu verwenden. 

(14)Das Pumpenprotokoll sei von der Bauleitung ab der Installation der Grundwasser-Entnah­ 
mevorrichtungen zu führen und nach dem Abschluss der Bauwasserhaltung umgehend dem 
A WEL, Abteilung Gewässerschutz (gewaesserschutz@bd.zh.ch), zur Abrechnung einzu­ 
reichen. 

(15)Für das während der Bauzeit abgeleitete Grundwasser seien gemäss § 14 der Gebührenver­ 
ordnung zum Wasserwirtschaftsgesetz, vorbehältlich einer neuen Gebührenordnung, fol­ 
gende Gebühren zu entrichten: 3/17 



a) Bei einer Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen bis 1000 1/min: 
CHF 4.45 pro 1/min der Höchstleistungsfähigkeit und Jahr. 

b) Bei einer Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen von über 1000 1/min: 
CHF 2.20 pro 1/min der Höchstleistungsfähigkeit und Jahr, zusätzlich CHF 18.60 pro 
1000 m geförderten Wassers. Fehlten Messeinrichtungen, so werde die geförderte Was­ 
sermenge aufgrund der Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen im Dau­ 
erbetrieb errechnet. 

(16)Die Gebühren würden pro rata temporis erhoben. Sie würden injedem einzelnen Fallje­ 
doch mindestens CHF 300.00 betragen. Die Gebühren würden entfallen, sofern das Wasser 
dem Grundwasserleiter wieder zugeführt werde. 

Lärm 
(17) Die anzuwendenden Massnahmenstufen (Baulärm, Bautransporte) seien durch die Bewil­ 

ligungsbehörde in der Plangenehmigung festzusetzen. 
(18) Es sei ein Baulärmkonzept auszuarbeiten. Dieses habe im Minimum Angaben zu den Ar­ 

beitszeiten, Spezifikationen zu den Abschirmungsmassnahmen und Angaben zur Orientie­ 
rung der Anwohnerschaft zu enthalten. 

(19) Das Baulärmkonzept sei vor der Plangenehmigung der Genehmigungsbehörde zur Geneh­ 
migung und der FALS zur Kenntnisnahme einzureichen. 

4. Stellungnahme MAA 
Mit Stellungnahme vom 20. August 2025 beantragte die MAA: 

(20) Die Gesuchstellerin habe eine Bestätigung von Sky guide einzuholen, dass es keine unan­ 
nehmbaren Störungen der CNS-Ausrüstung (Kommunikation, Navigation und Luftüber­ 
wachung) gebe; 

(21)Es sei eine militärische Luftfahrtveröffentlichung (NOMIL) im Falle einer Änderung oder 
Einschränkung des militärischen Betriebs des Flugplatzes Dübendorf aufgrund von Bauar­ 
beiten vorzunehmen; 

(22) Es sei eine zivile Luftfahrtveröffentlichung (NOT AM) im Falle einer Änderung oder Ein­ 
schränkung des zivilen Betriebs des Flugplatzes Dübendorf aufgrund der Bauarbeiten vor­ 
zunehmen. 

(23) Sollten Bauarbeiten zwischen April 2027 und Juli 2029, während der Betriebszeit des Flug­ 
platzes und ausserhalb der jährlichen Pisten-Sperrung durchgeführt werden: 
a) Sei der MAA ein Dossier zu übermitteln, aus dem klar hervorgehe, wie skyguide den 

Betrieb ihrer Dienste und die Sicherheit während der Arbeiten gewährleisten werde; 
b) Sei die Anmeldung grosser Baustelleneinrichtungen gemäß dem in Art. 63 VIL be­ 

schriebenen Verfahren, zusammen mit einem Dokument, das bestätigt, dass es keine 
unannehmbaren Störungen der CNS-Einrichtungen von skyguide gebe vorzunehmen; 

c) Seien Massnahmen zur Staubreduzierung vorzunehmen, die aus aeronautischen Grün­ 
den angemessen seien. 

(24) Die MAA sei von der Gesuchstellerin über die verschiedenen Etappen der Arbeiten zu 
informieren. Es seien die Details der geplanten Schritte zu übermitteln. 

5. Stellungnahme des BAFU 
Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 29. September 2025 folgende Anträge: 
Grundwasser 
(25)Die Anträge 3.5.1 und 3.5.2 (entspricht den Anträgen (12) und (13) der kantonalen Stel- 

lungnahme zum Thema Grundwasser vom 14. August 2025 seien zu berücksichtigen. 
Altlasten 
(26) Die Gesuchstellerin habe abzuklären, ob im Bereich des Bauvorhabens ein PF AS-Verdacht 

bestehe. Eventuell erforderliche altlastenrechtliche Untersuchungen seien mit dem VBS 
abzustimmen. 
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Der Antrag wurde mit Replik des BAFU vom 24. Februar 2026 zurückgezogen. 
(27) Sollte sich herausstellen, dass PF AS-Belastungen vorhanden seien, habe das VBS den KbS 

zu aktualisieren. 
Der Antrag wurde mit Replik des BAFU vom 24. Februar 2026 zurückgezogen 

(28) Für das Bauvorhaben sei von armasuisse Immobilien eine baubedingte Gefä.hrdungsab­ 
schätzung gemäss der Vollzugshilfe «Bauvorhaben und belastete Standorte» einzureichen. 
Diese müsse sowohl den Standort KbS Nr. DUB:A/48 als auch mögliche PF AS-Standorte 
berücksichtigen. 
Der Antrag wurde mit Replik vom 24. Februar 2026 wie folgt geändert: 
(28)neu: Anstelle einer baubedingten Gefährdungsabschätzung sei im Rahmen der Um­ 
weltbaubegleitung sicherzustellen, dass keine PF AS-Belastungen mit Konzentrationen 
über 0.5 µg/kg (Summe 16 PFAS) überbaut würden. Dies sei anhand von Sohlenproben zu 
dokumentieren. Die Daten seien der Genehmigungsbehörde und dem A WEL zu übermit­ 
teln. 

(29) Die in der kantonalen Stellungnahme vom 14. August 2025 aufgeführten Anträge 3 .3 .1 und 
3.3 .2 (entspricht den Anträgen (7) und (8) seien umzusetzen. 
Der Antrag wurde mit Replik vom 24. Februar 2026 wie folgt geändert: 
(29)neu: Die in der kantonalen Stellungnahme vom 14. August 2025 aufgeführten Anträge 
(7) und (8) seien umzusetzen. Bezüglich Antrag (7) könne jedoch im Sinne der Stellung­ 
nahme der Gesuchstellerin zuerst das KOMZ Boden der armasuisse benachrichtigt werden. 

Abfälle 
(30) Die Entsorgungstabelle sei vor Baubeginn mit Art, Qualität und Menge der vor Ort wie- 

derverwendeten Abfälle zu ergänzen und dem BAFU zur Stellungnahme einzureichen. 
(31) Bei den im Entsorgungskonzept zum Recycling und/ oder Deponierung auf Typ B vorge­ 

sehenen Abfällen (LVA-Codes Nm. 17 05 04, 17 05 06, 17 03 02, 17 01 98) sei das Re­ 
cycling der Deponierung vorzuziehen. 

Lärm 
(32)Armasuisse habe vor der Plangenehmigung zuhanden des BAFU ein Baulärmkonzept zur 

Beurteilung einzureichen. Im Baulärmkonzept sei die Einteilung der lärmigen und lärmin­ 
tensiven Bauarbeiten und des Bautransports noch einmal zu prüfen. Weiter habe das Bau­ 
lärmkonzept im Minimum Angaben zu den Arbeitszeiten, Spezifikationen zu den Abschir­ 
mungsmassnahmen und Angaben zur Orientierung der Anwohnerschaft zu enthalten. 

Mit Replik vom 24. Februar 2026 formulierte das BAFU zum nachgereichten Baulärmkonzept 
folgende Anträge: 
(33)Das Baulärmkonzept vom 5. Dezember 2025 sei mit folgenden Punkten zu ergänzen: 

a) Lärmintensive Bauarbeiten, wie das Brechen von Beton, seien auf 8 Stunden pro Tag 
zu begrenzen. 

b) Bei allfälligen Reklamationen zum Brecher seien mobile Lärmschutzwände aufzu­ 
bauen. 

(34) Es werde empfohlen, betroffene, nicht betriebsinterne Büros über die Bauarbeiten zu in­ 
formieren. 

6. Stellungnahme der Gesuchstellerin 
Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Sie nahm am 5. De­ 
zember 2025 zu den einzelnen Anträgen Stellung. Auf ihre Stellungnahme und weitere Einga­ 
ben wird in den Erwägungen zu den Anträgen eingegangen. 

7. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Boden 
Gemäss Art. 6 Abs. 1 der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo, SR 814.20) müs- 
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sen bei der Erstellung von Anlagen Fahrzeuge, Maschinen und Geräte so ausgewählt und ein­ 
gesetzt werden, dass Verdichtungen und Strukturveränderungen des Bodens vermieden werden, 
welche die Bodenfruchtbarkeit und die Filterwirkung des Bodens langfristig gefährden. Böden 
dürfen nur befahren werden, wenn die Bodenfeuchte (Saugspannung) dies auch zulässt. Wer 
Boden aushebt, muss damit gestützt auf Art. 7 VBBo so umgehen, dass dieser wieder als Boden 
verwendet werden kann, insbesondere müssen Ober- und Unterboden getrennt abgetragen und 
gelagert werden. Abgetragener Ober- und Unterboden ist zudem gemäss Art 18 der Verordnung 
über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen (VVEA; SR 814.600) möglichst voll­ 
ständig zu verwerten, wenn er sich aufgrund seiner Eigenschaften für die vorgesehene Verwer­ 
tung eignet, die Richtwerte nach den Anhängen 1 und 2 der VBBo einhält und weder Fremd­ 
stoffe noch invasive gebietsfremde Organismen enthält. 
Der Kanton Zürich beantragt, bei temporärer Beanspruchung seien Böden mit gleicher Boden­ 
fruchtbarkeit wie vor der baulichen Beanspruchung wiederherzustellen (3). Die Gesuchstellerin 
zeigt sich in ihrer Stellungnahme damit einverstanden. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet den Antrag als sachgerecht, weshalb er gutgeheissen und 
als Auflage in die Verfügung übernommen wird. 
Der Kanton stellt zudem den Antrag, bei bodenrelevanten Arbeiten die Vorgaben des Merk­ 
blatts «Umgang mit dem Boden bei Bauvorhaben» einzuhalten (4). 
Das Merkblatt basiert auf den gesetzlichen Bestimmungen zum Bodenschutz. Die Aufnahme 
einer Auflage erübrigt sich, da eine gesetzeskonforme Umsetzung des Projekts durch die Ge­ 
suchstellerin vorausgesetzt wird. Antrag (4) wird daher als gegenstandslos abgeschrieben. 
Weiter beantragt der Kanton, vor Baubeginn den gesetzeskonformen Umgang mit abgetrage­ 
nem Boden sicherzustellen und unmittelbar nach Bauausführung zuhanden der Fachstelle Bo­ 
denschutz zu dokumentieren. Hierfür sei eine bodenkundliche Fachperson beizuziehen (5). Vor 
Baubeginn sei der Fachstelle Bodenschutz die bodenkundliche Fachperson mitzuteilen (6). 
Die Gesuchstellerin bestätigt mit Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 vor Baubeginn werde 
ein Bodenschutzkonzept erstellt und eine bodenkundliche Fachperson beigezogen. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet die Anträge (5) und (6) insofern als sachgerecht, als dass 
eine bodenkundliche Fachperson beizuziehen und dem Kanton zu melden ist. Die Dokumenta­ 
tian eines gesetzeskonformen Umgangs mit dem Boden hat wie die Bestätigung der Umsetzung 
der verfügten Auflagen standardmässig innert 3 Monate nach Abschluss der Bauarbeiten und 
an die Genehmigungsbehörde zuhanden des Kantons zu erfolgen (vgl. Auflage b. im Disposi­ 
tiv). Insofern werden die Anträge (5) und (6) gutgeheissen, weitergehend wird Antrag (5) ab­ 
gewiesen. Es ergehen entsprechende Auflagen. 
b. Altlasten 
Belastete Standorte dürfen nach Art. 3 der Altlastenverordnung (AltlV; SR 814.680) durch die 
Erstellung oder Änderung von Bauten und Anlagen nur verändert werden, wenn sie nicht sa­ 
nierungsbedürftig sind und durch das Bauvorhaben nicht sanierungsbedürftig werden (Bst. a); 
oder wenn ihre spätere Sanierung durch das Vorhaben nicht wesentlich erschwert wird oder sie, 
soweit sie durch das Vorhaben verändert werden, gleichzeitig saniert werden (Bst. b ). 
Das BAFU führt in seiner Stellungnahme vom 29. September 2025 aus: Gemäss dem Baube­ 
schrieb vom 13. Mai 2025 sei auf der Swissairpiste ein belasteter Standort in den Katastern der 
belasteten Standorte (KbS) des Kantons Zürich und des VBS eingetragen. Das VBS sei die 
zuständige Vollzugsbehörde. Gemäss KbS VBS handle es sich um den Standort Nr. DUB:A/48 
(weder überwachungs- noch sanierungsbedürftig). Der Baubeschrieb erwähne, dass Untersu­ 
chungen von Friedli & Partner «keine Belastungen über den Grenzwerten» ergeben hätten. Aus 
dem Baubeschrieb gehe jedoch nicht hervor, wann die Untersuchungen stattgefunden hätten, 
welche Schadstoffe untersucht worden seien und ob es sich um abfallrechtliche (Baumateria­ 
lien, Aushub) oder altlastenrechtliche (Grundwasser) Untersuchungen bzw. Grenzwerte handle. 
Gemäss der Vollzugshilfe «Bauvorhaben und belastete Standorte» (BAFU, 2016) sei zur Prü­ 
fung, ob ein Bauvorhaben auf einem belasteten Standort zu einem Sanierungsbedarf führen 6/17 



könne, eine baubedingte Gefährdungsabschätzung durchzuführen. Dies gelte für alle Standort­ 
typen, auch wenn der Standort weder sanierungs- noch überwachungsbedürftig sei oder wenn 
keine schädlichen oder lästigen Einwirkungen zu erwarten seien. Die eingereichten Unterlagen 
würden keine baubedingte Gefährdungsabschätzung enthalten. Der Eintrag des Standorts Nr. 
DUB:A/48 sei zuletzt am 31. Oktober 2005 aktualisiert worden. In den letzten 20 Jahren habe 
sich die Altlastenbearbeitung stark weiterentwickelt. Dazu gehörten auch Stoffe, die damals 
nicht bekannt waren oder nicht als Schadstoffe betrachtet worden seien und für die es damals 
keine Daten zum Umweltverhalten und zur Toxizität gegeben habe. Eine dieser Schadstoff­ 
gruppen seien die PFAS. Bei Flughäfen sei die Wahrscheinlichkeit hoch, dass PFAS-haltige 
Feuerlöschschäume eingesetzt worden seien. In den eingereichten Unterlagen würden PFAS 
nicht erwähnt. Aus Sicht BAFU könne nicht ausgeschlossen werden, dass es im Bereich des 
Bauvorhabens altlastenrechtlich relevante PF AS-Belastungen gebe, die noch nicht im KbS er­ 
fasst seien. In seiner Stellungnahme vom 14. August 2025 stimme der Kanton dem Vorhaben 
zu und stelle die Anträge (7) und (8). Diese würden die Entsorgung von geringen Mengen an 
belasteten Bauabfällen betreffen. Aus den oben genannten Gründen könne das BAFU anhand 
der vorliegenden Informationen jedoch nicht beurteilen, ob Art. 3 AltlV eingehalten werde. Es 
müsse abgeklärt werden, ob auf dem Flugplatz mit PF AS-haltigen Löschschäumen oder ande­ 
ren PF AS-haltigen Produkten (z. B fluorierten Schmierstoffen) in relevanten Mengen hantiert 
worden sei und ob im Bereich des Bauvorhabens der Verdacht auf eine PF AS-Belastung be­ 
stehe. Sollten sich altlastenrechtliche Untersuchungen als notwendig erweisen, werde darauf 
hingewiesen, dass eine Zustimmung des BAFU zu den Grenzwerten im Einzelfall erforderlich 
sei. Gemäss Anhang 1 Ziffer 1 AltlV sei dies der Fall, solange die AltlV keine PF AS-Grenz­ 
werte enthalte. Es seien mindestens folgende 16 PF AS bei der Prüfung zu berücksichtigen: 
PFBA, PFPeA, PFHxA, PFHpA, PFOA, PFNA, PFBS, PFHxS und PFOS, Capstone A, Caps­ 
tone B, 6:2 FTS, PFOSA, EtFOSAA, PFDA und PFUnDA. Bei Verdacht seien zusätzliche 
PF AS zu analysieren. 
Die Gesuchstellerin antwortet in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025, dass beim ge­ 
samten Flugplatz Dübendorf 2025 eine historische Untersuchung durchgeführt worden sei. Eine 
Stellungnahme der Behörde dazu liege noch nicht vor. Aufgrund bereits durchgeführter Bepro­ 
bungen sei im Projektperimeter nicht mit altlastenrelevanten Belastungen zu rechnen. Material, 
das nicht vor Ort wieder eingebaut werden könne, werde im Hinblick auf die Entsorgung auf 
PF AS untersucht. Das Bauprojekt werde durch eine Altlastenfachperson begleitet. 
Mit Replik vom 24. Februar 2026 führt das BAFU aus: Anhand der eingereichten Unterlagen 
könne nicht beurteilt werden, ob Art. 3 AltlV eingehalten werde. Der Grund dafür sei, dass sich 
auf dem Flugplatzareal mehrere belastete Standorte befänden, deren Standortabgrenzungen 
noch nicht bekannt seien und ihm keine Informationen der historischen Untersuchung bezüglich 
PF AS übermittelt worden seien. Um unnötige Verzögerungen zu vermeiden, sei direkt der 
Fachbereich Raumordnung und Umwelt des VBS kontaktiert worden. Dieser habe dem BAFU 
seine Stellungnahme vom 17. Dezember 2025 bezüglich der Beurteilung der Historischen Un­ 
tersuchung sowie das Koreferat der magma AG vom 5. Dezember 2025 übermittelt. Aus diesen 
Dokumenten gehe hervor, dass es sich bei den am nächsten am Bauvorhaben liegenden unter­ 
suchungsbedürftigen belasteten Standorten um Hallen handle, in denen Flugzeuge und Heli­ 
kopter gewartet worden seien. Diese Hallen lägen nördlich des Bauvorhabens. Ein PF AS-Ver­ 
dacht bestehe, da ab den 1970er Jahren mit der Verwendung von PF AS-haltigen Hochleistungs­ 
hydraulikflüssigkeiten zu rechnen sei. Ein Einsatz von Schaumlöschmitteln werde in diesem 
Bereich nicht erwähnt. Südöstlich des Bauvorhabens befänden sich zwar Brandübungsplätze, 
diese seien jedoch nahezu einen Kilometer entfernt und die Standortabgrenzungen seien im 
KbS eingetragen. Aufgrund dieser Informationen halte es das BAFU für unwahrscheinlich, dass 
sich hohe PF AS-Belastungen bis zum Bereich des Bauvorhabens erstrecken würden. Als Kri­ 
terium für die altlastenrechtliche Standortabgrenzung werde für mineralischen Untergrund der 
Uwert nach VVEA verwendet. Dieser Wert sei im August 2025 von 0.1 auf 0.5 µg/kg PF AS 
angehoben worden. Für Oberböden werde eine Konzentration von 5 µg/kg PF AS als Kriterium 
für die Standortabgrenzung verwendet. Das BAFU gehe davon aus, dass mit der Aussage der 7/17 



Gesuchstellerin, dass im Bereich des Bauvorhabens keine altlastenrechtlich relevanten PF AS­ 
Belastungen vorlägen, implizit gemeint sei, dass die Untergrundkonzentrationen im Bereich 
des Bauvorhabens unter 0.5 µg/kg PFAS lägen. Zudem sehe die Gesuchstellerin vor, das Bau­ 
vorhaben nicht nur bei Verdacht, sondern generell von einer Altlastenfachperson begleiten zu 
lassen. Unter diesen Voraussetzungen könne das BAFU dem Vorhaben zustimmen. 
Die Anträge (26) und (27) würden somit zurückgezogen und Antrag (28) wie folgt angepasst: 
Statt einer baubedingten Gefährdungsabschätzung sei im Rahmen der Umweltbaubegleitung 
sicherzustellen, dass keine PFAS-Belastungen mit Konzentrationen über 0.5 µg/kg (Summe 
16 PF AS) überbaut würden. Dies sei anhand von Sohlenproben zu dokumentieren. Die Daten 
seien der Genehmigungsbehörde und dem Kanton zu übermitteln. Das BAFU weise daraufhin, 
dass aufgrund des geringen Flurabstands, der Lage im Gewässerschutzbereich Au und der feh­ 
lenden, baubedingten Gefährdungsabschätzung im Antrag nicht der T oder B-Wert (1.5 bzw. 
2.5 µg/kg PFAS) nach VVEA verwendet werde. 
Der Kanton schreibt in seiner Stellungnahme vom 14. August 2025, dem Vorhaben könne in 
altlastenrechtlicher Hinsicht zugestimmt werden. Die Anforderungen an ein Bauvorhaben ge­ 
mäss Art. 3 AltlV könnten bei geeignetem Vorgehen eingehalten werden. Auf die Altlastensi­ 
tuation werde in den Gesuchsnterlagen hingewiesen. Bereits durchgeführte Baugrunduntersu­ 
chungen im Bereich des belasteten Standorts zeigten keine Belastungen im Untergrund. Bei der 
Ausführung werde eine Fachperson Altlasten beigezogen. 
Die Genehmigungsbehörde stellt fest, dass das Vorhaben einen im KbS VBS verzeichneten 
Betriebsstandort (Objekt-Nr. DUB:A/48) tangiert, der weder als überwachungs- noch als sanie­ 
rungsbedürftig eingetragen ist. Zudem befindet sich das Bauvorhaben in der Nähe des Standorts 
DUB :A/55, der seit Dezember 2025 neu als untersuchungsbedürftig eingetragen ist. Die Stel­ 
lungnahme der Vollzugsbehörde vom 17. Dezember 2025 zur Beurteilung der Untersuchungs­ 
berichte der Gesuchstellerin vom 30. Oktober 2025 (historische Untersuchung) und vom 
l 8. November 2025 (Bodenuntersuchung) inklusive des Koreferats der magma ag vom 5. De­ 
zember 2025, auf die sich das BAFU bezieht, liegen der Genehmigungsbehörde vor. Es ist da­ 
von auszugehen, dass Art. 3 AltlV eingehalten werden kann. Die Genehmigungsbehörde 
stimmt der Einschätzung der Fachbehörden zu und erachtet Antrag (28neu) des BAFU als sach­ 
gerecht und verhältnismässig, weshalb dieser gutgeheissen und als Auflage übernommen wird. 
Weiter beantragt der Kanton, die Gesuchstellerin habe in Eigenverantwortung für die fachge­ 
rechte Entsorgung der verschmutzten Bauabfälle zu sorgen. Werde wider Erwarten eine grös­ 
sere Menge an verschmutztem Material angetroffen, sei dies dem A WEL umgehend zu melden 
(7). 
Die Gesuchstellerin schreibt in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025, beim Antreffen 
von verschmutztem Material werde in erster Linie das Kompetenzzentrum (KOMZ) Boden von 
armasuisse Immobilien benachrichtigt. Das A WEL werde nach dessen Anweisung informiert. 
Das BAFU unterstützt den Antrag des Kantons, schreibt aber in seiner Replik vom 24. Februar 
2026, es sei mit dem vorgeschlagenen Vorgehen einverstanden, da das A WEL nicht Vollzugs­ 
behörde für belastete Standorte des Militärs sei. Das KOMZ Boden habe aber die Abteilung 
Raum und Umwelt des VBS zu informieren, da diese die Vollzugsbehörde sei. 
Die Abteilung Raum und Umwelt im Generalsekretariat VBS ist in der Tat die zuständige Voll­ 
zugsbehörde und das KOMZ Boden von armasuisse arbeitet eng mit ihr zusammen. Die Ge­ 
nehmigungsbehörde erachtet es als sinnvoll, dass auch das A WEL informiert wird. Antrag 
(29neu) des BAFU wird somit gutgeheissen. Antrag (7) des Kantons wird in diesem Sinne gut­ 
geheissen, weitergehend abgewiesen. Eine Auflage wird in die Verfügung aufgenommen. 
Schliesslich stellt der Kanton den Antrag, bei der Entsorgung belasteter Bauabfälle von mit 
Abfällen belasteten Standorten die Vorgaben der Richtlinie «Behandlungsregel für ver­ 
schmutzte Bauabfälle und Aushub- und Ausbruchmaterial im Hinblick auf die Verwertung, A­ 
WEL, Juli 2020» einzuhalten (8). Das BAFU stützt den Antrag mit seinem Antrag (29neu). 
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Das erwähnte Dokument konkretisiert die Bestimmungen der VVEA. Die Gesuchstellerin hat 
zugesagt, den Antrag umzusetzen. Zur Sicherstellung wird eine entsprechende Auflage in die 
Verfügung übernommen und die Anträge gutgeheissen. 

c. Abfälle 
Nach Art. 17 der Abfallverordnung (VVEA; SR 814.600) sind Sonderabfälle von den übrigen 
Abfällen zu trennen und fachgerecht zu entsorgen. Sofern mehr als 200 m Abfall (inkl. Aus­ 
hub) anfallen oder belastete Bausubstanz zu erwarten ist, muss ein Entsorgungskonzept erar­ 
beitet werden (Art. 16 Abs. 1 VVEA). 
Das BAFU beantragt mit Stellungnahme vom 29. September 2025, die Entsorgungstabelle vor 
Baubeginn mit Art, Qualität und Menge der vor Ort wiederverwendeten Abfälle zu ergänzen 
und ihm zur Stellungnahme einzureichen (30). Bei den im Entsorgungskonzept zum Recycling 
und/oder Deponierung auf Typ B vorgesehenen Abfällen sei das Recycling der Deponierung 
vorzuziehen (31). 
In der Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 sichert die Gesuchstellerin zu, die Entsorgungs­ 
tabelle vor der Ausführung mit dem Unternehmer zu ergänzen und einzureichen. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet die Anträge (30) und (31) des BAFU als sachgerecht. Sie 
werden gutgeheissen und Auflagen dahingehend in die Verfügung aufgenommen, dass die Ge­ 
suchstellerin die entsprechenden Unterlagen der Genehmigungsbehörde zuhanden des BAFU 
vor Baubeginn einzureichen hat. 
d. Entwässerung 
Der Kanton beantragt in seiner Stellungnahme vom 14. August 2025, die beiden Entwässe­ 
rungsprojekte des zivilen und militärischen Flughafenteils seien aufeinander abzustimmen. Es 
seien Synergien zu nutzen und es solle nur ein Enteisungsplatz errichtet werden (9). 
Die Gesuchstellerin weist in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 daraufhin, dass eine 
Koordination mit dem zivilen Flugplatz stattfinde. Dass in Dübendorf ein ziviler Flugplatz mit 
Enteisungsplatz erstellt werde, sei aktuell nicht garantiert. Der Flugplatz Dübendorf dürfte zu­ 
mindest mittelfristig ein Militärflugplatz mit ziviler Mitbenutzung bleiben. Der Militärflugplatz 
sei aktuell auf einen Waschplatz angewiesen, weshalb dieser im vorliegenden Projekt realisiert 
werden müsse. 
Mit Replik vom 3. März 2026 stimmt der Kanton der Stellungnahme der Gesuchstellerin zu. 
Der Antrag wird somit als gegenstandslos abgeschrieben. 
Weiter fordert der Kanton, auf den Einbau von Sickerleitungen grundsätzlich zu verzichten. 
Sollten Sickerleitungen zwingend nötig sein, sei das gefasste Regenabwasser nach Möglichkeit 
bis mindestens zu einem einjährigen Regenereignis auf der gleichen Parzelle wieder zu versi­ 
ckern (10). 
In der Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 erklärt die Gesuchstellerin, im gesamten Perime­ 
ter des Flugplatzes Dübendorf seien entlang der Flugbetriebsflächen Sickerleitungen vorhan­ 
den. Diese würden die Entwässerung der Fundation sicherstellen. Mit dem vorliegenden Projekt 
werde die bestehende Sickerleitung - wo nötig - erneuert und repariert. Das gefasste Sickerwas­ 
ser werde mit dem gefassten Regenwasser in den Pohlgraben geleitet. Da die Sickerleitungen 
ein komplexes durchlässiges System bildeten, könne nicht lokal auf eine Sicker lei tung verzieh­ 
tet werden. 
In ihrer Replik vom 3. März 2026 stimmt der Kanton der Stellungnahme der Gesuchstellerin 
zu. Antrag (1 O) wird somit als gegenstandslos abgeschrieben. 
Schliesslich beantragt der Kanton. die Versickerungsmulden müssten einen Schichtaufbau auf­ 
weisen (mind. 30 cm Oberboden). Damit die Schadstoffe nicht gelöst und in tiefere Schichten 
gelangen könnten, müsse der belebte Boden einen pH-Wert von> 6.5 aufweisen. Die Versi­ 
ckerungsmulden seien mit einheimischen Pflanzen zu begrünen (11). 
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Die Gesuchstellerin sagt mit Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 zu, den Antrag umzuset­ 
zen. Die Genehmigungsbehörde erachtet Antrag ( 11) als sachgerecht. Er wird gutgeheissen und 
eine entsprechende Auflage in die Verfügung übernommen. 
e. Grundwasser 
Wer in besonders gefährdeten Bereichen (Art. 29 Abs. 1 der Gewässerschutzverordnung, 
GSchV, SR 814.201) sowie in Grundwasserschutzzonen und-arealen Anlagen erstellt oder än­ 
dert, muss nach Art. 31 Abs. 1 GSchV die nach den Umständen gebotenen Massnahmen zum 
Schutz der Gewässer treffen. Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können, mittel­ 
bar oder unmittelbar in ein Gewässer einzubringen oder sie versickern zu lassen (Art. 6 Abs. 1 
des Gewässerschutzgesetzes, GSchG; SR 814.20). Der Projektperimeter befindet sich im Ge­ 
wässerschutzbereich A~. Nach Anhang 4 Ziffer 211 Abs. 2 GSchV dürfen im Gewässerschutz­ 
bereich Au keine Anlagen erstellt werden, die unter dem mittleren Grundwasserspiegel liegen. 
Die Behörde kann Ausnahmen bewilligen, soweit die Durchflusskapazität des Grundwassers 
gegenüber dem unbeeinflussten Zustand um höchstens 10 Prozent vermindert wird. 
In den Gesuchsunterlagen (Projektdossier vom 13. Mai 2025) schreibt die Gesuchstellerin: 
«Der Grundwassermittelstand befindet sich im Bereich der Swissairpiste auf einer Höhe von 
433 - 434 m ü. M., im Bereich des Rollwegs bei 435-436 m ü. M. Bei der Swissairpiste werden 
für die Entwässerung der Enteisungsfläche neue Leitungen, mehrere Schlammsammler und ein 
Pumpenschacht benötigt. Diese liegen im Bereich des mittleren Grundwasserspiegels. Da dies 
jedoch nur punktuelle Einbauten sind, ist keine Beeinträchtigung des Grundwasserflusses vor­ 
handen. Die Druckleitung zwischen dem Pumpenschacht und der Schmutzwasserleitung 
" Sky guide" wird mittels Spülbohrung erstellt. Es wird kein offener Graben und keine Graben­ 
auffüllung im Grundwasser gemacht. Auch potenziell im Grundwasser liegt die Sickerleitung 
unter der Piste, welche mit dem Projekt ersetzt wird. 
Mit Stellungnahme vom 14. August 2025 führt der Kanton aus, während der Rollweg B im 
nutzbaren Bereich des Grundwasserstroms von Hegnau liege, befinde sich die Sanierungsfläche 
der Swissairpiste in dessen Randbereich. Gemäss der Grundwasserkarte liege der mittlere 
Grundwasserspiegel bei der Piste B ca. 2.3 m bis 2.7 munter Terrain, bei der Swissairpiste ca. 
1.3 m bis 1.7 m. Die bei der Swissairpiste im Zusammenhang mit der Enteisung geplanten 
Kanalisationsbauwerke (Schächte, Leitungen und Pumpenschacht) kämen grösstenteils unter 
den mittleren Grundwasserspiegel zu liegen, ebenso die unter der Piste als Ersatz der heutigen 
Sickerleitungen neu geplanten Sickerleitungen. Die wasser- und die gewässerschutzrechtliche 
Zustimmung sowie die gewässerschutzrechtliche Ausnahmebewilligung bzw. Zustimmung 
(§ 70 WWG, Art. 19 GSchG, Anhang 4 Ziff. 211 Abs. 2 GSchV, Anhang Ziff. 1.5.3 BVV) 
könnten unter Berücksichtigung seiner Anträge erteilt werden. 
Das BAFU schreibt in seiner Stellungnahme vom 29. September 2025, die Auswirkungen des 
Projekts auf die Durchflusskapazität des Grundwassers seien nicht dokumentiert (Anhang 4 
Ziff. 211 Abs. 2 GSchV). Aus den Unterlagen sei jedoch ersichtlich, dass die Einbauten unter 
den mittleren Grundwasserspiegel gering und nur punktuell seien. Eine grobe Überschlagsrech­ 
nung zeige, dass die Verminderung der Durchflusskapazität deutlich unter 10 % liege. Das Pro­ 
j ekt sei zulässig und es könne eine Ausnahme nach Anhang 4 Ziff. 211 Abs. 2 GS ch V bewilligt 
werden. Es sei davon auszugehen, dass die Entwässerung aus technischen Gründen nicht über 
dem mittleren Grundwasserspiegel ausgeführt und die Enteisungsfläche ohne die Entwässerung 
nicht realisiert werden könne. Das BAFU verstehe die Situation so, dass die Interessen für den 
Einbau unter dem mittleren Grundwasserspiegel bei der Gewährleistung des Militärflugbetriebs 
lägen, wofür ein öffentliches Interesse bestehe. Die Interessen gegen den Einbau lägen bei der 
Verminderung der Durchflusskapazität. Aus dem Dossier gebe es jedoch keine Hinweise, dass 
dadurch Grundwassernutzungen oder weitere relevante Interessen tangiert würden. Unter Be­ 
rücksichtigung der Interessen, welche für und gegen einen Einbau unter den mittleren Grund­ 
wasserspiegel sprächen, könne die Ausnahmebewilligung nach Anhang 4 Ziff. 211 Abs. 2 
GSch V aus Sicht des Grundwasserschutzes erteilt werden. Es sei jedoch Sache der Entscheid­ 
behörde, darüber zu befinden (Bundesgerichtsurteil 1 C_460/2020). 10/17 



Die Genehmigungsbehörde kommt zum selben Schluss wie die Fachbehörden: Die Verminde­ 
rung der Durchflusskapazität liegt klar unter 1 O % und es ist weder qualitativ noch quantitativ 
eine Beeinträchtigung des Grundwassers zu erwarten, da es sich nur um wenige, geringe und 
punktuelle Einbauten unter den mittleren Grundwasserspiegel handelt. Damit ist die Bauweise 
bereits so optimiert, dass der Einbau unter den mittleren Grundwasserspiegel so gering wie 
möglich ist. Die Interessen der Gesuchstellerin an der Realisierung der Enteisungsfläche für 
einen sicheren Flugbetrieb sind somit eindeutig höher zu gewichten, als die leichte Verminde­ 
rung der Durchflusskapazität, weshalb die Ausnahmebewilligung nach Anhang 4 Ziff. 211 
Abs. 2 GS ch V erteilt werden kann. 
Mit den Anträgen (12) und (14) bis (16) des Kantons bezüglich der zu entrichtenden Grund­ 
wassergebühren sowie allgemeinen Grundsätzen zum Bauen im Grundwasser hat sich die Ge­ 
suchstellerin in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025 einverstanden erklärt. Das BAFU 
stützt Antrag (14) mit Antrag (25). Die Genehmigungsbehörde erachtet diese Anträge als sach­ 
gerecht, weshalb sie gutgeheissen und als Auflagen in die Verfügung aufgenommen werden. 
Einsatz von Recyclingmaterialien 
In seiner Stellungnahme vom 14. August 2025 weist der Kanton daraufhin, es sei geplant, den 
beim Rückbau der bestehenden Betonpiste anfallenden Beton vor Ort als RC-Betongranulat 
sowie weiteres RC-Kiesgemisch für Aufschüttungen und als Fundationsschicht zu verwenden. 
Gemäss der BAFU- Vollzugshilfe «Verwertung mineralischer Rückbaumaterialien» hätten Re­ 
cyclingmaterialien mit mehr als fünf Gewichtsprozent Recyclinggranulate einen Mindestab­ 
stand von 2.0 m zum Grundwasserhöchstspiegel einzuhalten. Da diese Randbedingung bei den 
vorliegenden hydrogeologischen Verhältnissen nicht eingehalten werden könne, sei der Einsatz 
von Recyclingmaterial nicht zulässig. Für die Aufschüttungen und die Fundationsschicht sei 
somit unverschmutzter Kiessand zu verwenden (13). 
Mit Stellungnahme vom 29. September 2025 führt das BAFU aus, die kantonale Fachstelle 
weise daraufhin, dass die Bedingungen für den Einsatz von Recyclingbaustoffen gemäss «Ver­ 
wertung mineralischer Rückbaumaterialien» aufgrund der vorliegenden hydrogeologischen 
Verhältnisse nicht eingehalten werden könnten und für Auffüllungen und Fundationsschicht 
unverschmutzter Kiessand zu verwenden sei. Es schliesse sich der Beurteilung der kantonalen 
Fachstelle an. 
Die Gemeinde Wangen-Brüttisellen weist in ihrer Stellungnahme vom 1. Juli 2025 darauf hin, 
die Richtlinie für die Verwertung mineralischer Bauabfälle des BAFU sei durch die VVEA­ 
Vollzugshilfe, Teil Verwendung mineralische Rückbaumaterialien, abgelöst worden. Dies habe 
zur Folge, dass - mit Ausnahme des RC-Kiesgemischs P - der Einsatz von RC-Baustoffen nur 
noch unter einer Deckschicht erlaubt sei (2). 
Die Gesuchstellerin entgegnet in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025, die Verwendung 
von Recyclingmaterial stelle eine Massnahme zugunsten der Wiederverwertung von Abbruch­ 
material vor Ort dar, reduziere drastisch die Lastwagenfahrten und schone den Verbrauch von 
Primärmaterial. Damit verbunden seien geringere CO2-Emissionen, die Vermeidung von Lärm 
durch die LKW-Fahrten und die Reduktion der Belastung des Strassennetzes. Die Mehrkosten 
bei der Verwendung von Primärmaterial betrügen rund CHF 350'000. Sie beantrage daher, dass 
vor Beginn der Ausschreibung versucht werde, in Zusammenarbeit mit dem A WEL eine alter­ 
native, nachhaltige Lösung zu erarbeiten. 
In seiner Replik vom 3. März 2026 schreibt der Kanton, er halte an seinem Antrag fest. Dieser 
werde auch vom BAFU unterstützt. Das BAFU äussert sich in seiner Replik vom 24. Februar 
2026 nicht mehr zur Sache. 
Am 5. Mai 2026 teilt die Gesuchstellerin der Genehmigungsbehörde mit, dass sie, um die 
BAFU-Vollzugshilfe einzuhalten, das Vorgehen dahingehend ändert, dass der Einsatz des Re­ 
cyclingmaterials nun in gebundener Form vorgesehen ist. Nach einer Rückfrage des BAFU 
versichert die Gesuchstellerin mit Schreiben vom 11. Mai 2026, dass die Schicht mit dem Re­ 
cyclingmaterial in gebundener Form deutlich ausserhalb des mittleren Grundwasserspielgels zu 
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liegen kommen wird. Mit Schreiben vom 13. Mai 2026 stimmt das BAFU dem Vorgehen zu. 
Die Zustimmung des Kantons zur Verwertung in gebundener Form ist am 18. Mai 2026 erfolgt. 
Die Differenz wurde somit bereinigt, die BAFU- Vollzugshilfe «Verwertung mineralischer 
Rückbaumaterialien» wird durch die Anpassung der Gesuchstellerin eingehalten und Antrag 
(13) des Kantons, Antrag (25) des BAFU soweit er Antrag (13) unterstützt und Antrag (2) der 
Gemeinde Wangen-Brüttisellen, können als gegenstandslos abgeschrieben werden. Zur Sicher­ 
stellung der Projektanpassung wird eine Auflage aufgenommen, dass die Gesuchstellerin das 
Recyclingmaterial nur in gebundener Form verwerten und nicht unter dem mittleren Grund­ 
wasserspiegel einbauen darf. 

f. Luftfahrtsicherheit, Anträge MAA 
Die MAA hat diverse Anträge zur Luftfahrtsicherheit gestellt, mit denen sich die Gesuchstelle­ 
rin in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2026 allesamt einverstanden erklärt hat. 
Die Anträge (20) bis (24) der MAA werden als sachgerecht erachtet und gutgeheissen. Entspre­ 
chende Auflagen werden in die Verfügung übernommen. 
g. Antrag der Gemeinde Wangen-Brüttisellen 
Die Gemeinde Wangen-Brüttisellen beantragt in ihrer Stellungnahme vom 1. Juli 2025 ohne 
weitergehende Begründung, die Teilsanierung des Bodenbelags dürfe keinen negativen Ein­ 
fluss auf künftige Folgemitzungen des Flugplatzes (Innovationspark) haben (1 ). Die Gesuch­ 
stellerin antwortet in ihrer Stellungnahme vom 5. Dezember 2025, die betroffenen Flugbetriebs­ 
flächen blieben langfristig Teil des Militärflugplatzes. 
Der Genehmigungsbehörde erschliesst sich nicht, inwiefern die vorliegend zu beurteilende 
Teilsanierung der Swissairpiste und des Rollwegs Beinen negativen Einfluss auf künftige Fol­ 
genutzungen des Flugplatzes haben könnte. Im Gegenteil, sie ist für die Sicherheit und somit 
für die Weiterführung des Flugbetriebs - wie dies von der Gemeinde in ihrer Stellungnahme 
befürwortet wird- eine Voraussetzung. Antrag (1) wird somit abgewiesen, soweit er nicht als 
gegenstandslos abgeschrieben werden kann. 
h. Lärm während der Bauphase 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. Der Ab­ 
stand der Baustelle zu den nächstgelegenen Gebäuden mit lärmempfindlicher Nutzung beträgt 
weniger als 300 m, weshalb gemäss der Richtlinie für die Bauarbeiten Massnahmen für den 
Lärmschutz notwendig sind. Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen die Massnah­ 
menstufe B fest. 
Sowohl der Kanton als auch das BAFU fordern, die Gesuchstellerin habe vor Erteilung der 
Plangenehmigung ein Baulärmkonzept nachzureichen. In diesem sei die Einteilung der lärmi­ 
gen und lärmintensiven Bauarbeiten und des Bautransports noch einmal zu prüfen. Weiter habe 
das Baulärmkonzept im Minimum Angaben zu den Arbeitszeiten, Spezifikationen zu den Ab­ 
schirmungsmassnahmen und Angaben zur Orientierung der Anwohnerschaft zu enthalten. Die­ 
ser Forderung kommt die Gesuchstellerin mit Einreichen des Baulärmkonzepts vom 5. Dezem­ 
ber 2025 nach. Darin legt sie für Bauarbeiten und lärmintensive Bauarbeiten die Massnahmen­ 
stufe B fest, da es innerhalb eines Radius von 300 m zwar Arbeitsplätze auf dem Flugplatz, 
aber keine Wohnnutzung gibt. Für die Bautransporte hat sie die Massnahmenstufe A vorgese­ 
hen. 
Der Kanton schreibt in seiner Replik vom 3. März 2026: Die Realisierung des Projekts sei 
etappenweise zwischen April 2027 und Juli 2029 angedacht. Gemäss Angaben im Baulärmkon­ 
zept werde die Bauzeit der Swissairpiste mit 6 Monaten, die des Rollweges B mit 2 Monaten 
veranschlagt. Für die Aufbereitung der Betonplatten durch den Brecher würden insgesamt ca. 4 
Arbeitstage benötigt. Als lärmintensiv werde der Abbruch der Betonplatten und das Brechen 
der Betonplatten vor Ort eingeschätzt. Auch das Fräsen von Rinnen in die neue Piste sei als 

12/17 



lärmintensiv zu klassifizieren. Auf der Grundlage der neuen Erkenntnisse aus dem Baulärm­ 
konzept sei er mit der Massnahmenstufe B für die lärmigen und lärmintensiven Bauarbeiten 
einverstanden. Die Bauarbeiten würden nur werktags von 7 - 12 Uhr und von 13 - 17 Uhr 
durchgeführt. Die Anwendung von Massnahmenstufe B bedinge darüber hinaus, dass für die 
lärmintensiven Bauarbeiten eine Zeitbeschränkung von 8 Stunden pro Arbeitstag (7 - 12 Uhr 
und 14-17 Uhr) eingehalten werde (Massnahmenkatalog BLR 3 .1.4.1 ). Er könne nachvollzie­ 
hen, dass aufgrund der dargestellten Situation im Umkreis von 300 m rund um die Baustelle 
keine bewohnte Liegenschaft vorhanden sei. Vom Baulärm betroffen seien jedoch Arbeitneh­ 
mende an ihren Arbeitsplätzen. Die lärmintensiven Vorgänge könnten unter Umständen auch 
bei der im weiteren Umkreis wohnhaften Nachbarschaft noch als störend empfunden werden. 
Rudimentäre Angaben zum Bauprojekt (Beginn, Dauer und Ausmass der Bauarbeiten) sowie 
eine Anlaufstelle für Rückfragen seien zumindest auf der Webseite des Militärflugplatzes Dü­ 
bendorf und/ oder mittels eines Anschlags im Eingangsbereich des Militärflugplatzes bekannt­ 
zugeben. 
Das BAFU führt in seiner Replik vom 24. Februar 2026 aus, es sei mit dem Lärmkonzept ein­ 
verstanden. Zusätzlich zu den beschriebenen Massnahmen seien aber die lärmintensiven Bau­ 
arbeiten, wie das Brechen von Beton, auf 8 Stunden pro Tag zu begrenzen. Bei allfälligen Re­ 
klamationen zum Brecher seien zudem mobile Lärmschutzwände aufzubauen (33). Mit der 
Aufnahme dieser Ergänzungen im Baulärmkonzept sei Antrag (32) erfüllt. 
Die Genehmigungsbehörde bewilligt mit der Plangenehmigung auch die im Gesuch vorgese­ 
henen Massnahmenstufen gemäss Baulärmrichtlinie bzw. legt die korrekte Massnahmenstufe 
mit der Verfügung fest. Die Gesuchstellerin hat ein Baulärmkonzept nachgereicht, welches vom 
BAFU und vom Kanton geprüft wurde. Die Genehmigungsbehörde erachtet die von beiden 
geforderte Ergänzung des Baulärmkonzepts für sachgerecht. Die Gesuchstellerin hat somit das 
Baulärmkonzept mit einer Begrenzung auf 8 Stunden pro Tag für lärmintensive Bauarbeiten zu 
ergänzen. Bei allfälligen Reklamationen bezüglich Brecher sind mobile Lärmschutzwände auf­ 
zubauen. Antrag (33) des BAFU wird gutgeheissen und eine entsprechende Auflage in die Ver­ 
fügung übernommen. Für Baulärm und lärmintensive Bauarbeiten wird die Massnahmenstufe 
B festgelegt. Für die Bautransporte gilt Massnahmenstufe A. Damit können die Anträge ( 1 7) 
bis (19) des Kantons sowie Antrag (32) des BAFU als gegenstandslos abgeschrieben werden. 
Antrag (34) des BAFU, es seien die betroffenen Büros (Arbeitsplätze) über die Bauarbeiten zu 
informieren, erachtet die Genehmigungsbehörde als sinnvoll und verhältnismässig, weshalb er 
gutgeheissen und als Auflage in die Verfügung übernommen wird. 
i. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Vorhaben anwendbar. Gemäss den Kri­ 
terien der Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe B vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe Bist korrekt. 

C. Ergebnis 
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 
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und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 

Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, vom 25. Mai 2025, in Sachen 
Gemeinde Wangen-Brüttisellen, Flugplatz Dübendorf, Teilsanierung Flugbetriebsflächen 
mit den nachstehenden Unterlagen: 
- Projektdossier vom 13. Mai 2025, mit Ausnahme der Ziffern 11.1 und 11.2 betr. die Ver­ 

wendung der Betonplatten als Recyclingmaterial zur Aufschüttung und für den Fundations­ 
ersatz (vgl. Auflage 1) 

- Situationsplan Swissairpiste, Nr. 01690 PA-3_0201 vom 31.03.2025, Massstab 1:500 
- Swissairpiste Normalprofil, Nr. 01690 PA-3 0202 vom 31.03.2025, Massstab 1:100 
- Swissairpiste Längsschnitte Rigole, Nr. 01690 ~ PA-3_0203 vom 31.03.2025, Massstab 

1:200 
- Swissairpiste Querprofile, Nr. 01690 PA-3 ~ 0204 vom 31.03.2025, Massstab 1:100 
- Situationsplan Rollweg B, Nr. 01690 PU-3 ~ 0101 vom 31.03.2025, Massstab 1:500 
- Rollweg B Normalprofil, Nr. 01690 PU-3_0102 vom 31.03.2025, Massstab 1:100 
- Baulärmkonzept vom 5. Dezember 2025 (mit den gemäss Auflage q nachstehend verlang- 

ten Ergänzungen) 
wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Ausnahmebewilligung für den Einbau unter den mittleren Grundwasserspiegel 
Die Ausnahmebewilligung nach Anhang 4 Ziffer 211 Abs. 2 GS ch V für den Einbau unter den 
mittleren Grundwasserspiegel wird unter Auflagen erteilt. 

3. Festlegung Massnahmenstufe für Lärm während der Bauphase 

Die Massnahmenstufen gemäss Baulärm-Richtlinie BAFU werden wie folgt festgelegt: 
- Massnahmenstufe für Bauarbeiten: B 
- Massnahmenstufe für lärmintensive Bauarbeiten: B 
- Massnahmenstufe für Bautransporte: A 

4. Festlegung Massnahmenstufe für die Luftreinhaltung auf Baustellen 
Gemäss der Richtlinie des BAFU zur Luftreinhaltung auf Baustellen wird für das Vorhaben die 
Massnahmenstufe B festgelegt. 

5. Auflagen 
a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sowie der Bauabschluss sind der 

Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Wangen-Brüttisellen spätestens 1 Monat vor 
Beginn der Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine 
Baukontrolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Boden 

d. Nach Abschluss der temporären Beanspruchung, müssen die Böden mit gleicher Boden­ 
fruchtbarkeit wie vor dem baulichen Eingriff wiederhergestellt werden. 
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e. Vor Baubeginn ist der gesetzeskonforme Umgang mit abgetragenem Boden durch Beizug 
einer bodenkundliche Fachperson (z.B. Fachperson für Bodenverschiebungen, Liste s. 
www.zh.ch/bodenverschiebung) sicherzustellen. Nach Bauausführung ist der gesetzeskon­ 
forme Umgang mit dem abgetragenen Boden im Rahmen des Berichts gemäss Auflage b. 
vorstehend der Genehmigungsbehörde zuhanden der Fachstelle Bodenschutz (boden­ 
schutz@bd.zh.ch) aufzuzeigen. 

f. Vor Baubeginn ist der Fachstelle Bodenschutz die bodenkundliche Fachperson mitzuteilen. 
Altlasten 

g. Die Bauherrschaft sorgt in Eigenverantwortung für die fachgerechte Entsorgung der ver­ 
schmutzten Bauabfälle. Wird wider Erwarten eine grössere Menge an verschmutztem Ma­ 
terial angetroffen, ist dies dem Kompetenzzentrum Boden von armasuisse Immobilien um­ 
gehend zu melden. Die Genehmigungsbehörde sowie das A WEL, Sektion Altlasten, sind 
ebenfalls zu informieren. 

h. Bei der Entsorgung belasteter Bauabfälle von mit Abfällen belasteten Standorten, sind die 
Vorgaben der Richtlinie «Behandlungsregel für verschmutzte Bauabfälle und Aushub- und 
Ausbruchmaterial im Hinblick auf die Verwertung, AWEL, Juli 2020» einzuhalten. 
Im Rahmen der Umweltbaubegleitung ist sicherzustellen, dass keine PF AS-Belastungen 
mit Konzentrationen über 0.5 µg/kg (Summe 16 PFAS) überbaut werden. Dies ist anhand 
von Sohlenproben zu dokumentieren. Die Daten sind der Genehmigungsbehörde und dem 
A WEL zu übermitteln. 
Abfälle 

J. Die Entsorgungstabelle ist vor Baubeginn mit Art, Qualität und Menge der vor Ort wieder­ 
verwendeten Abfälle zu ergänzen und der Genehmigungsbehörde zuhanden des BAFU zur 
Prüfung einzureichen. 

k. Bei den im Entsorgungskonzept zum Recycling und/oder Deponierung auf Typ B vorge­ 
sehenen Abfällen (LV A-Codes Nm. 17 05 04, 17 05 06, 17 03 02, 17 01 98) ist das Recyc­ 
ling der Deponierung vorzuziehen. 
Entwässerung 

1. Die Versickerungsmulden müssen einen Schichtaufbau aufweisen (mind. 30 cm Oberbo­ 
den). Damit die Schadstoffe nicht gelöst und in tiefere Schichten gelangen können, muss 
der belebte Boden einen pH-Wert von> 6.5 aufweisen. Sie sind mit einheimischen Pflan­ 
zen zu begrünen. 
Grundwasser 

m. Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für das Bauen im Grundwasser und Grundwasser­ 
absenkungen vom Dezember 2004 (Anhang) sind verbindlich. 

n. Die BAFU-Vollzugshilfe «Verwertung mineralischer Rückbaumaterialien» ist einzuhal­ 
ten. Die Verwertung des Recyclingmaterials für Aufschüttungen und als Fundationsschicht 
hat in gebundener Form zu erfolgen und darf nicht unter den mittleren Grundwasserspiegel 
verbaut werden. 

o. Das Pumpenprotokoll (Anhang) ist von der Bauleitung ab der Installation der Grundwas­ 
ser-Entnahmevorrichtungen zu führen und nach dem Abschluss der Bauwasserhaltung um­ 
gehend dem A WEL, Abteilung Gewässerschutz (gewaesserschutz@bd.zh.ch), zur Abrech­ 
nung einzureichen. 

p. Für das während der Bauzeit abgeleitete Grundwasser sind gemäss § 14 der Gebührenver­ 
ordnung zum Wasserwirtschaftsgesetz, vorbehältlich einer neuen Gebührenordnung, fol­ 
gende Gebühren zu entrichten: 
- Bei einer Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen bis 1000 1/min: 

CHF 4.45 pro 1/min der Höchstleistungsfähigkeit und Jahr. 
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- Bei einer Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen von über 1000 1/min: 
CHF 2.20 pro 1/min der Höchstleistungsfähigkeit und Jahr, zusätzlich CHF 18.60 pro 
1000 m geförderten Wassers. Fehlen Messeinrichtungen, so wird die geförderte Was­ 
sermenge aufgrund der Höchstleistungsfähigkeit der Entnahmevorrichtungen im Dau­ 
erbetrieb errechnet. 

q. Die Gebühren werden pro rata temporis erhoben. Sie betragen in jedem einzelnen Fall je­ 
doch mindestens CHF 300.00. Die Gebühren entfallen, sofern das Wasser dem Grundwas­ 
serleiter wieder zugeführt wird. 
Lärm 

r. Das Baulärmkonzept vom 5. Dezember 2025 ist mit folgenden Punkten zu ergänzen: 
- Lärmintensive Bauarbeiten, wie das Brechen von Beton, sind auf 8 Stunden pro Tag zu 

begrenzen. 
- Bei allfälligen Reklamationen zum Brecher sind mobile Lärmschutzwände aufzubauen. 

S. Betroffene, nicht betriebsinterne Büros sind vorab über die Bauarbeiten zu informieren. 
Flugsicherheit 

t. Die Gesuchstellerin hat eine Bestätigung von Skyguide einzuholen, dass es keine unan­ 
nehmbaren Störungen der CNS-Ausrüstung (Kommunikation, Navigation und Luftüber­ 
wachung) gibt. 

u. Im Falle einer Änderung oder Einschränkung des militärischen Betriebs des Flugplatzes 
Dübendorf aufgrund von Bauarbeiten, ist eine militärische Luftfahrtveröffentlichung (NO­ 
MIL) vorzunehmen. 

V. Im Falle einer Änderung oder Einschränkung des zivilen Betriebs des Flugplatzes Düben­ 
darf aufgrund der Bauarbeiten, ist eine zivile Luftfahrtveröffentlichung (NOT AM) vorzu­ 
nehmen. 

W. Sollten Bauarbeiten zwischen April 2027 und Juli 2029, während der Betriebszeit des Flug­ 
platzes und ausserhalb der jährlichen Pisten-Sperrung durchgeführt werden: 
- Ist der MAA ein Dossier zu übermitteln, aus dem klar hervorgeht, wie skyguide den 

Betrieb ihrer Dienste und die Sicherheit während der Arbeiten gewährleisten wird; 
- Ist die Anmeldung großer Baustelleneinrichtungen gemäß dem in Art. 63 VIL beschrie­ 

benen Verfahren, zusammen mit einem Dokument, das bestätigt, dass es keine unan­ 
nehmbaren Störungen der CNS-Einrichtungen von skyguide gebt vorzunehmen; 

- Sind Massnahmen zur Staubreduktion vorzunehmen, die aus aeronautischen Gründen 
angemessen sind. 

X. Die MAA ist von der Gesuchstellerin über die verschiedenen Etappen der Arbeiten zu in- 
formieren. 

6. Anträge des Kantons Zürich 
Die Anträge des Kantons werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als gegenstandslos 
abgeschrieben oder abgewiesen werden. 

7. Die Anträge der Gemeinde Wangen-Brüttisellen 

Die Anträge der Gemeinde werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als 
gegenstandslos abgeschrieben oder abgewiesen werden. 

8. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 
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9. Eröffnung 

Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU, dem BAZL und der MAA als be­ 
troffene Fachbehörden des Bundes wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

1 O. Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 

Eröffnung an: 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Kaserne Heiligkreuz, Postfach, 8887 Mels 

(Beilage: Gesuchsdossier mit gestempelten Planbeilagen) 
- Baudirektion des Kantons Zürich, Generalsekretariat Koordination Bau und Umwelt, Wal­ 

cheplatz 2, 8090 Zürich (R) 
- Gemeinde Wangen-Brüttisellen, Gemeindeverwaltung, Stationsstrasse 10, 8306 Brüttisel- 

len (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- MAA 
- BAZL 
- Stadt Dübendorf (info@duebendorf.ch) 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- ASTAB, Immo V 
- Flugplatzkommando Dübendorf 
- Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich, Fachstelle Kataster (kataster@bd.zh.ch) 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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